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ABBM � Arbeitsgemeinschaft Bayerischer Bergbau- und 
Mineralgewinnungsbetriebe e.V.  

Mittwoch, 2. Juni 2010 

Stellungnahme zum aktuellen Diskussionsstand der Reform der Landes- und 
Regionalplanung 

Vorsorgende Raumordnung muss auf höherer Ebene erfolgen 

Wie die Arbeitsgemeinschaft bereits in ihrem Positionspapier vom 4. März 2010 (Anlage) ausführte, 
hält sie eine Landesplanung, die die wichtigsten Ziele und Flächen umfasst und dort auch präzise im 
Detail ist, für unumgänglich, um Vorsorge für eine nachhaltige Versorgung mit Rohstoffen zu treffen 
und dabei Zielkonflikte übergreifend und strategisch zu lösen. 

Der Ministerpräsident verkündete nun anlässlich der Jahresversammlung des Bayerischen 
Landkreistages, dass sich die Frage aufwerfe, �ob man sich noch die Abteilungen für Landesplanung 
leisten will � oder ob man sie nicht einfach auf das Wirtschaftsministerium und die Landratsämter 
aufteilen solle� (Zitat SZ vom 21. Mai 2010).  

1. Integrierte regionale und überregionale Raumordnung ist nicht auf 
Landkreisebene möglich 

Viele Strukturen der Landes- und Regionalplanung und hier gerade die Gewinnung von Rohstoffen  
können in ihrer landesweiten Bedeutung nicht auf der unteren Verwaltungsebene erfasst oder gar 
entschieden werden. Es geht, wie die Bezeichnung sagt, um die Planung und nicht um den Vollzug von 
überregional abgewogenen Vorgaben. Wenn sich das derzeit verwendete Instrumentarium in 
einzelnen Punkten wie bei Einzelhandelsstrukturen als nicht hilfreich erwiesen haben mag, so dürfen 
die jahrzehntelang erwiesenen positiven Aspekte bei Infrastruktur und Verkehr ebenso wenig wie bei 
der Rohstoffsicherung außer Acht gelassen werden. Letzteres ist nur im großräumigen Verbund zu 
gestalten und darf nicht fallweise Entscheidungen von Landkreisen überlassen werden. Sonst ist das 
Flickschusterei, die einem langfristig orientierten Verwalten nun einmal gegebener knapper räumlicher 
Ressourcen nicht gerecht werden kann. Sachliche Abwägung von Interessen im landesweiten 
Vergleich würde dann gegen das Sankt-Florians-Prinzip ausgetauscht. 

2. Lieber bestehende Strukturen vollkommen unverändert belassen, als 
ungeeignete neue einführen 

Die Planung kann nach Meinung der ABBM auf Regierungsebene konzentriert und damit effizienter, 
straffer, mit zentraler Expertise sowie mit übergeordneter Interessenlage durchgeführt werden. Über 
die Anhörung der Kommunen und Landkreise könnten die örtlichen Belange ausreichend berücksichtigt 
werden. Ist jedoch ein Konsens für diese Neuordnung nicht möglich, so kann auf die Zwischenebene 
der regionalen Planungsverbände nicht verzichtet werden. Sie stellen nach unserer Ansicht die kleinste 
räumliche Gruppierung dar, auf der strategische Raumplanung erfolgen kann. Die sowieso schon stark 
kommunal ausgerichteten Planungsverbände sollten dann aber nicht nur fakultativ, sondern 
verpflichtend durch Planungsbeiräte ergänzt werden. 
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